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A. Einleitung

I. Sinn und Zweck des Buches

Die Erfahrung zeigt, dass Studierende in Rechtsfächern relativ wenig Proble-
me damit haben, sich die theoretischen Grundlagen für die Lösung einzelner
Rechtsprobleme anzueignen. Schwierigkeiten bereitet ihnen dagegen die An-
wendung des Erlernten auf die in den Klausuren geforderte Bearbeitung kon-
kreter juristischer Fälle. Abgesehen von den Schwierigkeiten, sich in die Be-
sonderheiten der juristischen Fallbearbeitungstechnik einzufinden, treten
häufig weitere Probleme auf. Zum einen werden die in dem jeweiligen Fall
untergebrachten Fragestellungen oft nicht logisch korrekt in die Prüfung einer
Norm eingebunden. Zum anderen bereitet es Schwierigkeiten, die Zusam-
menhänge verschiedener Regelungsbereiche zu erkennen, insbesondere das
Zusammenspiel verschiedener Normen.

Hier setzt das vorliegende Buch an. Mit Hilfe von Prüfungsschemata für die
gängigsten Klausurkonstellationen soll den Studierenden ein Fahrplan für
die Bearbeitung eines Falles an die Hand gegeben werden. Auf die Vermitt-
lung theoretischer Kenntnisse wird dabei weitgehend verzichtet. Das Buch
soll Vorlesungen und Lehrbücher nicht ersetzen, sondern ergänzen. Es kann
dabei sowohl zur Nachbearbeitung einzelner Themenkomplexe als auch zur
Wiederholung des gesamten Stoffes im Rahmen der Klausurvorbereitung ein-
gesetzt werden. Das Buch beschränkt sich dabei nicht auf die Vorstellung ver-
schiedener Prüfungsabläufe, sondern bietet mit den enthaltenen Fällen und
dem Glossar auch die Möglichkeit, sich über die in den Übersichten auftre-
tenden Begriffe kurz zu informieren und das einzelne Schema in einem da-
rauf zugeschnittenen Fall direkt anzuwenden. Dabei finden Sie in dem Glos-
sar Stichworte zum gesamten BGB, also auch zu den Themenbereichen, die in
Band I dieses Buches behandelt wurden.

Dementsprechend kann man sich mit dem konsequenten Durcharbeiten des
Buches einen guten Überblick über typische Probleme und Fallgestaltungen
des Bürgerlichen Rechts verschaffen. Das Buch kann aber auch punktuell ein-
gesetzt werden. Es ist möglich, gezielt einzelne Begriffe nachzuschlagen, um
Sicherheit in der Beherrschung von Definitionen zu erlangen. Außerdem kön-
nen konkrete Prüfungsabläufe zu einzelnen Problemen und Fallgestaltungen,
auf die man in Vorlesungen oder Lehrbüchern stößt, nachvollzogen werden.
Schließlich kann auch die Bearbeitung juristischer Fälle geübt werden.

1
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II. Fallbearbeitung im Bürgerlichen Recht

1. Fragestellungen

Grundlage eines Falles aus dem Bürgerlichen Recht ist die Darstellung eines
tatsächlichen Lebenssachverhalts mit rechtlichen Bezügen. Sie schließt mit
einer Fallfrage ab. Diese kann auf die Begutachtung der gesamten Rechtslage
(„Wie ist die Rechtslage?“) oder eines einzelnen Aspekts, insbesondere das
Vorliegen eines Anspruchs („Hat A einen Anspruch auf … gegen B?“) gerich-
tet sein. Ansprüche (vgl. § 194 Abs. 1 BGB) können sich aus einem Vertrag
(z.B. Anspruch auf Kaufpreiszahlung nach § 433 Abs. 2 BGB – vgl. dazu Band
I dieses Buches), der Herrschaft über eine Sache (z.B. Herausgabeanspruch
des Eigentümers aus § 985 BGB) oder einem gesetzlichem Schuldverhältnis
(z.B. Anspruch auf Zahlung von Schadensersatz wegen Verletzung eines
Rechtsguts aus § 823 Abs. 1 BGB) ergeben. Zu beachten ist, dass man sich klar
machen muss, worauf die Fallfrage genau abzielt. Dabei kann man sich fol-
genden Merksatzes bedienen: „Wer will was von wem woraus?“. Die Frage
nach „wer“, „was“ und „wem“ ergibt sich direkt aus dem Falltext. Bezüglich
der Frage nach dem „Woraus“ muss die geeignete Anspruchsgrundlage ge-
sucht werden. Zu beachten ist, dass für einen Anspruch auch mehrere An-
spruchsgrundlagen in Betracht kommen können (sog. Anspruchskonkur-
renz), die dann allesamt zu prüfen sind. Soweit für diese Ansprüche
unterschiedliche Rechtsgründe in Betracht kommen – man unterscheidet üb-
licherweise Ansprüche aus Vertrag, Ansprüche aus dinglichem Recht und ge-
setzliche Ansprüche –, werden üblicherweise meist zunächst die vertragli-
chen (vgl. Band I dieses Buches), dann die dinglichen und als letztes die
gesetzlichen Ansprüche geprüft. So sind auch die beiden Bände des Arbeits-
buchs „Bürgerliches Recht“ aufgebaut.

2. Falllösung

Die Falllösung erfolgt in zwei Schritten. Zunächst muss unter Berücksichti-
gung der bei der Vorüberlegung gefundenen Grundsätze und Normen eine
These aufgestellt werden. Soweit es um mehrere Ansprüche oder Anspruchs-
gegner bzw. -berechtigte geht, ist jeweils eine gesonderte These aufzustellen.
Hauptteil der Falllösung ist die Prüfung, ob die aufgestellte These auf den
konkreten Fall zutrifft. Man muss dabei untersuchen, ob die für die Erfüllung
der These erforderlichen Voraussetzungen, insbesondere die Tatbestandsvo-
raussetzungen der einschlägigen Normen erfüllt sind (sog. Subsumtion). Mit
der Feststellung, dass ein Anspruch entstanden ist, ist die Lösung – vor allem
bei vertraglichen Ansprüchen – oft noch nicht endgültig gefunden. Ansprü-
che können nämlich auch wieder erlöschen, oder sie können infolge von Ge-
genrechten des Anspruchsgegners nicht durchsetzbar sein (vgl. hierzu Ar-
beitsbuch BGB I Übersicht 1 Rn. 10).

4
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Für die Arbeit mit den Prüfungsabläufen gilt, dass der Leser zunächst die ein-
zelnen Prüfungsschritte mittels Nachlesen der zitierten Normen und der im
Glossar erklärten Begriffe nachvollziehen und dann die Anwendung anhand
des Übungsfalls erproben sollte. Dabei ist die angebotene Lösung selbstver-
ständlich zunächst abzudecken, da nur so eine echte Kontrolle gewährleistet
ist, ob der Prüfungsablauf auch wirklich beherrscht wird.

Bei der Anwendung der Prüfungsabläufe ist ferner zu beachten, dass es sich
nur um Hilfsmittel zur Prüfung von Fällen handelt. Ein sklavisches Abarbei-
ten der einzelnen Prüfungspunkte ist zu vermeiden. Es ist jeweils der konkre-
te Sachverhalt im Auge zu behalten. Dabei ist zu beachten, dass die vom Auf-
gabensteller in den Sachverhalt eingearbeiteten Informationen den Fallbear-
beiter führen und ihm Hinweise geben sollen, welche Punkte problematisch
sind und daher intensiver als andere behandelt werden sollten. Allerdings
gibt es bei den meisten Schemata auch Punkte, die erfahrungsgemäß fast im-
mer relevant sind. Auf diese Punkte wird in den Ausleitungen zu den jewei-
ligen Schemata besonders hingewiesen.

Die Prüfungsabläufe sind so angelegt, dass sie alle notwendigen Prüfungs-
schritte erfassen. Allerdings ist die dargestellte Prüfungsreihenfolge nicht im-
mer zwingend, weil sich aus den Gesetzen oder aus der Logik nicht überall ei-
ne bestimmte Abfolge ableiten lässt. Insoweit handelt es sich lediglich um
einen Vorschlag. Andere Möglichkeiten der Prüfungsreihenfolge sind denk-
bar. Entsprechendes gilt für die Lösung der Fälle. Auch hier sind je nach Auf-
fassung und Argumentation bei einigen Problemen auch andere Meinungen
vertretbar. Die Autoren haben sich bemüht, bei Meinungsstreitigkeiten der
höchstrichterlichen Rechtsprechung zu folgen. Insbesondere bei Klausu-
ren kann davon natürlich auch abgewichen werden. Entscheidend ist letzt-
lich vor allem, dass die vertretene Auffassung nachvollziehbar begründet
wird.

6
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B. Prüfung von dinglichen Ansprüchen

I. Ansprüche aus dem Eigentum

Die Ansprüche aus Eigentum oder Besitz zählen zu den wichtigsten dingli-
chen Ansprüchen, die in wirtschaftsrechtlichen Klausuren geprüft werden.
Wie bei allen dinglichen Ansprüchen wird es dabei oft vorkommen, dass die
Fragestellung auch die Prüfung vertraglicher Ansprüche mit umfasst. Aufbau-
technisch ist zu beachten, dass dingliche Ansprüche immer nach vertragli-
chen, aber vor gesetzlichen Ansprüchen zu prüfen sind.

1. Rechtsgeschäftlicher Erwerb von Eigentum an beweglichen Sachen

a) Einführung

Eigentum ist die rechtliche Herrschaft über eine Sache. Für den Erwerb des
Eigentums muss zunächst zwischen beweglichen und unbeweglichen Sachen
unterschieden werden, weil davon abhängt, wie Eigentum erworben wird.
Der Erwerb beweglicher Sachen richtet sich nach den §§ 929ff. BGB. Dabei ist
zwischen dem Erwerb vom Berechtigten und dem Erwerb vom Nichtberech-
tigten zu unterscheiden. Zu beachten ist, dass sich die Eigentumsübertragung
wegen des Bestimmtheitsgrundsatzes des Sachenrechts auf genau bezeichne-
te Gegenstände beziehen muss. Berechtigter ist der wahre Eigentümer oder,
wer von diesem i.S.v. § 185 BGB ermächtigt ist. Von der Berechtigung ist die
Verfügungsbefugnis, d.h. die Rechtsmacht zur Verfügung im eigenen Namen
mit Wirkung zu Lasten des wahren Berechtigten zu handeln, zu unterschei-
den. Diese könnte dem Eigentümer z.B. gem. § 161 BGB fehlen.

b) Prüfungsabläufe

Übersicht 1

Rechtsgeschäftlicher Erwerb vom Berechtigten
� Erwerbstatbestand nach § 929 S. 1 BGB

1. Dingliche Einigung Veräußerer – Erwerber
2. Übergabe der Sache
3. Berechtigung des Veräußerers

– Eigentum
– Verfügungsbefugnis nach § 185 BGB

� Erwerbstatbestand nach § 929 S. 2 BGB
1. Dingliche Einigung Veräußerer – Erwerber
2. Erwerber bereits in Besitz der Sache
3. Berechtigung des Veräußerers

– Eigentum
– Verfügungsbefugnis nach § 185 BGB
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� Erwerbstatbestand nach § 930 BGB
1. Dingliche Einigung Veräußerer – Erwerber
2. Vereinbarung eines Besitzkonstituts im Sinne von 868 BGB
3. Berechtigung des Veräußerers

– Eigentum
– Verfügungsbefugnis nach § 185 BGB

� Erwerbstatbestand nach § 931 BGB
1. Dingliche Einigung Veräußerer – Erwerber
2. Abtretung des Herausgabeanspruchs des Veräußerers

– Besitz eines Dritten
– Schuldrechtlicher Anspruch auf Herausgabe
– Abtretung nach § 398

3. Berechtigung des Veräußerers
– Eigentum
– Verfügungsbefugnis nach § 185 BGB

In einer Klausur kommt es zunächst darauf an, den richtigen Erwerbstatbe-
stand zu prüfen. Die genannten Erwerbstatbestände finden auch auf das An-
wartschaftsrecht, das z.B. ein Vorbehaltskäufer aufgrund der aufschiebend
bedingten Übereignung (vgl. § 449 Abs. 1 BGB) innehat sowie auf die Über-
tragung von Geld Anwendung. Beispiele für Besitzmittlungsverhältnisse
i.S.v. § 930 BGB finden sich in § 868 BGB. Der abgetretene Anspruch i.S.v.
§ 931 BGB kann nicht der dingliche Herausgabeanspruch gem. § 985 BGB
sein, da dieser nicht übertragbar ist.

Übersicht 2

Rechtsgeschäftlicher Erwerb vom Nichtberechtigten
� Gutgläubiger Erwerb nach § 932 BGB

1. Erwerbstatbestand nach § 929
– Einigung Veräußerer – Erwerber
– Übergabe der Sache

2. Nichtberechtigung des Veräußerers
3. Guter Glaube des Erwerbers nach § 932 Abs. 2 BGB
4. Kein Fall des § 935

� Gutgläubiger Erwerb nach § 933 BGB
1. Erwerbstatbestand nach § 930

– Einigung Veräußerer – Erwerber
– Vereinbarung eines Besitzkonstituts

2. Nichtberechtigung des Veräußerers
3. Übergabe der Sache an den Erwerber
4. Guter Glaube des Erwerbers (§ 932 Abs. 2 BGB) im Zeitpunkt der Besitz-

erlangung
5. Kein Fall des § 935
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� Gutgläubiger Erwerb nach § 934 BGB
1. Erwerbstatbestand nach § 931

– Einigung Veräußerer – Erwerber
– Abtretung Herausgabeanspruch

2. Nichtberechtigung des Veräußerers
3. Guter Glaube des Erwerbers (§ 932 Abs. 2 BGB)
4. Besitzerlangung Erwerber, sofern Veräußerer nicht mittelbarer Besitzer
5. Kein Fall des § 935 BGB

Die §§ 932ff. BGB schützen lediglich den guten Glauben an das Eigentum des
Veräußerers. Einen guten Glauben an die Verfügungsbefugnis des Veräußerers
schützt das BGB nicht. Im Handelsverkehr ist dagegen wegen der besonderen
Anforderungen ein solcher Schutz notwendig, weil Kaufleute besonders häu-
fig über fremde Sachen im eigenen Namen verfügen (vgl. § 366 HGB).

In der Klausur wird sich die Fallfrage häufig nicht direkt auf den Erwerb von
Eigentum richten, sondern wird in Ansprüchen aus dem Eigentum, z.B. dem
Herausgabeanspruch (vgl. Übersicht 5 Rn. 23) relevant werden, indem bei-
spielsweise zu prüfen ist, ob der Anspruchsteller Eigentum erlangt hat. Mit-
telbar können sie auch Gegenstand einer Prüfung werden, wenn es um An-
sprüche des Eigentümers wegen Eigentumsverlust aufgrund gutgläubigen
Erwerbs geht.

c) Fallbeispiel

■ Fall 1
Haber leiht sich von Leser einen wertvollen Bildband aus. Wenig später ver-
kauft Haber, weil er dringend Geld benötigt, den Bildband im Wert von
100,– € für 50,– € an Glück. Glück, der von der Leihe des Buches nichts weiß,
nimmt das Buch sofort mit.

Wer ist Eigentümer des Buches?

Lösung:
Ursprünglich war Leser Eigentümer des Buches. Er könnte dieses aber durch
ein Rechtsgeschäft über das Buch verloren haben. In Betracht kommt die Ver-
äußerung des Buches durch Haber an Glück.

Hierin könnte eine Übertragung des Eigentums an dem Buch nach § 929 BGB
liegen. Diese setzt eine Einigung zwischen Veräußerer und Erwerber sowie
die Übergabe der betreffenden Sache an den Erwerber voraus. Haber und
Glück waren sich einig, dass Glück Eigentümer des Buches werden soll, und
dieses wird auch an Glück übergeben. Der Tatbestand des § 929 BGB ist damit
an sich erfüllt. Allerdings verlangt § 929 BGB, dass der Veräußerer Eigentü-
mer der Sache ist. Eigentümer des Buches war zum Zeitpunkt der Einigung
des Haber mit Glück aber noch Leser. Damit scheidet ein Eigentumserwerb
nach § 929 BGB aus.

14

15


